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Textziffer 168

Bei  der  Neuregelung  verfügt  der  Gesetzgeber  über  einen  weiten,  vom  Bundes-
verfassungsgericht  nur  begrenzt  überprüfbaren  Spielraum  zur  Bestimmung  des
Steuergegenstandes und des Steuersatzes (...). Damit liegt auch die Gesamthöhe des mit
der Steuer zu erzielenden Aufkommens völlig in der Hand des Gesetzgebers.

Belässt  er  es  im  Grundsatz  bei  der  bisherigen  Struktur  von  Einheitsbewertung  und
Grundsteuer, kann das Steueraufkommen über den Grundsteuermessbetrag durch den
Gesetzgeber und über die Hebesätze durch die Gemeinden bestimmt werden.

Aber  auch  in  einem anderen  Modell  bleibt  es  dem Gesetzgeber  und  den  nach  dem
Grundgesetz hebesatzberechtigten Gemeinden (Art. 106 Abs. 6 Satz 2 GG) vorbehalten,
die Steuerhöhe und damit den Umfang des Steueraufkommens zu regeln. In keinem Fall
wird das Gesamtaufkommen durch die verfassungsrechtlichen Vorgaben für eine in der
Relation realitätsgerechte Bemessung der Besteuerungsgrundlagen vorbestimmt.

Im Übrigen steht dem Gesetzgeber auch bei den Regeln zur Erfassung der Bemessungs-
grundlage  ein  weiter  Gestaltungsspielraum  zu,  der  dadurch  begrenzt  ist,  dass  die
Bemessungsregeln  den  mit  der  Steuer  verfolgten  Belastungsgrund  in  der  Relation
realitätsgerecht abbilden müssen (...).

Indes ist der Gesetzgeber bei der Grundsteuer ebenso wenig wie bei anderen Steuern
gehindert,  mithilfe  des  Steuerrechts  außerfiskalische  Förder-  und  Lenkungsziele  zu
verfolgen (…).

Zudem verfügt der Gesetzgeber gerade in Massenverfahren der vorliegenden Art über
einen großen Typisierungs- und Pauschalierungsspielraum (...).

Anmerkung:

(…) = Auslassungen von Quellenangaben, um die Lesbarkeit zu verbessern!

Auch die Gliederung in Absätzen dient diesem Zweck.


